
Absatz 1
Die öffentlich-rechtlichen Vorschriften der ArGV 3 
sind für Arbeitgeber, Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer wie auch für die Behörde, die das Ge-
setz anzuwenden hat, zwingend. Die Bestimmun-
gen sind jedoch vielfach so formuliert, dass in der 
Anwendung ein gewisser Spielraum besteht. Auch 
nach Ausschöpfung dieses Spielraumes können 
sich aber Härten oder Unzweckmässigkeiten aus 
der strikten Anwendung der Vorschriften ergeben. 
Die Verordnung enthält deshalb (wie auch die VUV 
in Art. 69) eine Ermächtigung an die Vollzugsbe-
hörden, im Einzelfall Ausnahmen von den Vor-
schriften der Verordnung zu bewilligen.
Der schriftliche Antrag um Erteilung einer Ausnah-
mebewilligung hat folgende Angaben zu enthal-
ten:
•

• Verordnungsbestimmung, von der abgewichen 
werden soll; Beschreibung der Abweichung,

• Begründung des Antrags:

 - bei Ausnahmen nach Buchstabe a.: Beschrei-
bung der vorgesehenen kompensatorischen 
Massnahme und Darlegung, dass diese Mass-
nahme ebenso wirksam ist wie die in der Ver-
ordnung vorgeschriebene Massnahme,

 - bei Ausnahmen nach Buchstabe b.: Darlegung, 
dass das Befolgen der Vorschrift eine unverhält-
nismässige Härte ergäbe und dass trotz deren 

Nichtbefolgung der Schutz der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer gewährleistet ist,

• Ergebnis der Anhörung der betroffenen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer bzw. deren Ver-
tretung (vgl. Abs. 2).

Für die Erteilung von Ausnahmebewilligungen ha-
ben sich in der Praxis die folgenden Grundsätze  
entwickelt, die von der Bewilligungsbehörde zu 
beachten sind:

• Eine Ausnahmebewilligung darf nur in begrün-
deten Sonderfällen erteilt werden; die Behörde 
muss sich dabei strikte an die in der Verordnung 
aufgeführten Tatbestände halten. 

• Ausnahmebewilligungen dürfen nur im Einzelfall, 
nicht aber allgemein erteilt werden. Erfordert die 
Entwicklung ein generelles Abweichen von den 
bestehenden Vorschriften, so müssen diese revi-
diert werden. 

• Die Erteilung der Ausnahmebewilligung darf 
nicht im Widerspruch zum Zweck der gesetzli-
chen Ordnung stehen. Dabei ist auf das öffent-
liche Interesse abzustellen, das sich aus der kon-
kreten Vorschrift ergibt, von der abgewichen 
werden soll. 

• Ausnahmebewilligungen dürfen nicht willkürlich 
erteilt oder verweigert werden.

Die Behörde hat die Möglichkeit, die Bewilligung 
zu befristen und mit Bedingungen oder Aufl agen 
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Ausnahmebewilligungen
1 Die Behörden können auf schriftlichen Antrag des Arbeitgebers im Einzelfall Ausnahmen von den 
Vorschriften dieser Verordnung bewilligen, wenn:

 a. der Arbeitgeber eine andere, ebenso wirksame Massnahme trifft, oder 
 b. die Durchführung der Vorschrift zu einer unverhältnismässigen Härte führen würde und die Aus-
   nahme mit dem Schutz der Arbeitnehmer vereinbar ist.
2 Bevor der Arbeitgeber den Antrag stellt, muss er den betroffenen Arbeitnehmern oder deren Ver-
tretung im Betrieb Gelegenheit geben, sich dazu zu äussern und der Behörde das Ergebnis dieser 
Anhörung mitteilen.
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zu verknüpfen, auch wenn dies in der Verordnung 
nicht ausdrücklich vorgesehen ist. Dabei muss je-
doch immer ein sachlicher Zusammenhang zwi-
schen der Aufl age/Bedingung und der Ausnahme-
bewilligung vorliegen. Es dürfen keine Aufl agen 
auferlegt werden, die materiell nichts mit der Aus-
nahmebewilligung zu tun haben. Die Bewilligung 
kann aufgehoben werden, wenn seit deren Ertei-
lung wesentlich veränderte Verhältnisse eingetre-
ten sind.
Der Entscheid über die Erteilung oder Verwei-
gerung einer Ausnahmebewilligung ist dem ge-
suchstellenden Arbeitgeber in Form einer Verfü-
gung schriftlich zu eröffnen (vgl. dazu die Art. 50 
ff. Arbeitsgesetz über Verwaltungsverfügungen, 
Verwaltungsmassnahmen und Verwaltungsrechts-
pfl ege).
Den kantonalen Behörden wird empfohlen, vor Er-
lass einer Ausnahmebewilligung die Meinung des 
zuständigen Eidg. Arbeitsinspektorats einzuholen.

Absatz 2
Stellt ein Arbeitgeber an die zuständige Behörde 
einen Antrag um Ausnahmebewilligung, so muss 
er vorgängig die Arbeitnehmervertretung oder, 
wenn es im Betrieb keine solche gibt, die betrof-
fenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
mündlicher oder schriftlicher Form über dieses 
Vorhaben orientieren. Ziel dieser Orientierung ist 
es, den betroffenen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern bzw. deren Vertretung die Grün-
de für die gewünschte Abweichung von der gel-
tenden Vorschrift darzulegen und gegebenenfalls 
aufzuzeigen, welche Ersatzmassnahmen vorgese-
hen sind, um den Schutz der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auf eine andere als in der Ver-
ordnung vorgegebenen Art zu erreichen. Die be-
treffenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
bzw. ihre Vertretung haben ihrerseits das  Recht, 
ebenfalls in schriftlicher oder mündlicher Form ei-
gene Vorschläge einzubringen, beziehungsweise 
ihre Vorbehalte gegen die beabsichtigten Mass-
nahmen darzulegen (vgl. Art. 6 Abs. 2 ArGV 3). 
Das Ergebnis dieser Anhörung muss im Antrag 
an die Behörde in objektiver Form vermerkt sein. 
Der Arbeitgeber muss den betroffenen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern den Entscheid der 
Behörde bekanntgeben (Art. 6 Abs. 3 ArGV 3). 
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